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~ Städtebauliche Erneuerung in der Stadt Friedrichshafenl .... ~ ... ". i 
SUW-Maßnahme "Stadtquartier Bahnhof-Friedrichstraß~!!"" 
Besprechung vom 10.07.2018 und Schreiben vom 27.07. und 27.11.2018 

Schreiben der Stadt vom 14.08.und vom 18.12.2018; E-Mail vom 23.01.2019 

Bescheid des Regierungspräsidiums vom 31.01.2019 

Sehr geehrter Herr Brand, 

für die städteb~uliche Erneuerung~maßnahme "Stadtq~artier Bahnhof-Frie~rich­
straße" im Rahmen des Bund-Länder Programms Stadtumbau West (SUW) ergeht 
folgender 

Bescheid 

1. Die bisher ausbezahlten Finanzhilfen in Höhe von insgesamt 
davon Bundesanteil 
und Landesanteil 

sind zurückzuzahlen. 

2. Die bewilligten Finanzhilfen in Höhe von insgesamt 
davon Bundesanteil 
und Landesanteil 

werden in voller Höhe reduziert auf 

3. Der anerkannte Förderrahmen in Höhe von 
verringert sich dadurch auf 

4. Diese Entscheidung ergeht gebührenfrei. 

418.345,00 € V; 
232.414,00 € v 
185.931,00€ J 

418.345,00 € 
232.414,00 € 
185.931,00€ 

O,OO€. J 

697.242,00 € 
O,OO€." J 

Dienstgebäude Konrad-Adenauer-Str. 20 . 72072 Ttibingen . Telefon 07071 757-0 . Telefax 07071 757-3190 

poststelle@rpt.bwl.de . www.rp.baden-wuerttemberg.de . www.service-bw.de 

Buslinie 2 . Haltestelle "Regierungspräsidium" 



-2-

Begründung: 

I. 
Die Stadt Friedrichshafen wurde im Jahr 2013 mit der Maßnahme "Stadtquartier Bahn­
hof-Friedrichstraße" in das Programm Stadtumbau West (SUW) aufgenommen. Mit Be­
scheid vom 31.01.2019 wurden die Finanzhilfen auf insgesamt 418.345,00 € gekürzt 
(Bundefinanzhilfen auf 232.414,00 € und Landesfinanzhilfen auf 185.931,00 €). 

In der Satzung über die förmliche Festlegung des Sanierungsgebietes vom 
19.03.2013 hat die Stadt Friedrichshafen das vereinfachte Verfahren nach 
§ 142 Absatz 4 Baugesetzbuch (BauGB) für die Durchführung dieser städtebaulichen 
Erneuerungsmaßnahme festgelegt. 

Die Wahl des Verfahrens war Gegenstand einer Prüfung durch das Staatliche Rech­
nungsprüfungsamt Tübingen und wurde in dessen Prüfungsmitteilung vom 
25.09.2017 beanstandet. Die fehlerhafte Verfahrenswahl war demnach unverzüglich 
anzupassen, mit entsprechenden Auswirkungen auf das Sanierungsgebiet. Zuletzt 
wurde einvernehmlich vereinbart, die Städtebauförderung für das Sanierungsgebiet 
"Stadtquartier Bahnhof-Friedrichstraße" zurückzunehmen und sämtliche bereits ge­
flossenen Fördermittel nebst Verzinsung rückabzuwickeln. Auf den entsprechenden 
Schriftverkehr wird insoweit verwiesen. 

Zunächst wurden die bewilligten Finanzhilfen in Höhe von insgesamt 2,0 Mio. € um 
1.581.655,00 € auf die Höhe der bislang ausbezahlten Finanzhilfen in Höhe von 
418.345,00 €, d.avon Bundefinanzhilfen 232.414,00 € und Landesfinanzhilfen 
185.931,00 €, reduziert .. 

Im nächsten Schritt sind die bisher ausbezahlten Beträge an die Landeskreditbank 
Baden-Württemberg - Förderbank bis spätestens 05.07.2019 jeweils mit dem Ver­
merk "Rückzahlung aus der SUW-Maßnahme Stadtquartier Bahnhof-Friedrichstraße 

) 
in Friedrichshafen" auf folgende Konten zu überweisen: 

IBAN-Nr.: OE 29 6601 07009200024651 232.414,00 € (Bundesanteil) 

j IBAN-Nr.: OE 30 6601 07009200026961 185.931,00 € (Landesanteil) 

Bitte beachten Sie, dass bei nicht fristgerechter Zurückzahlung Zinsen zu entrichten 

sind. 

Nachdem die für die Vorbereitung und Durchführung der Sanierungsmaßnahme 
"Stadtquartier Bahnhof-Friedrichstraße" bewilligte Zuwendung nicht mehr für diesen 
Zweck verwendet werden kann, werden abschließend die noch bewilligten Finanzhil­
fen in Höhe von insgesamt 418.345,00 €, davon Bundefinanzhilfen 232.414,00 € und 
Landesfinanzhilfen 185.931,00 €, nach § 49 Absatz 3 Satz 1 Ziffer 1 Landesverwal­
tungsverfahrensgesetz (L VwVfG) vollständig gekürzt. 
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Die Verzinsung der im Auszahlungsverfahren abgerufenen Fördermittel wird in einem 
separaten Bescheid geregelt. 

11. 

Gemäß § 10 Absatz 2 Landesgebührengesetz (LGebG) sind Verwaltungsgebühren 
für diesen Bescheid nicht zu erheben. 

Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe beim Ver­
waltungsgericht Sigmaringen Klage erhoben werden. 

Mit freundlichen Grüßen 

Beate Steinke-Weber 




